Stellungnahme der Kommune

(für B.5, B.6 und B.7-Vorhaben)

nicht Zutreffendes bitte streichen
1.

Eigentümer/Verfügungsberechtigter ist .............................................................

2.

Die geförderten Einzelvorhaben richten sich im Hinblick auf Bautechnik und Gestaltung an der zu erhaltenden Typik des jeweiligen Erneuerungsgebiets aus. Bei der Bauausführung werden Materialien bevorzugt, die hinsichtlich ihrer Gewinnung, Verarbeitung, Funktion und Entsorgung eine hohe Umweltfreundlichkeit aufweisen. Die Einzelvorhaben werden, soweit vertretbar, behindertengerecht ausgeführt.

Die Gemeinde/Stadt hat die Einhaltung der o.g. Anforderungen überprüft. Es wurde zur Kenntnis genommen, dass die Nichteinhaltung der o.g. Auflagen zum Widerruf der Einzelbestätigung führen kann.

3. 

Es ist ein Ingenieurvertrag gemäß A.5.6.2 der Förderrichtlinie 99 abgeschlossen worden. Dieser umfasst die Leistungsphasen ............... in der Honorarzone ....... gemäß §...... HOAI.

4. 

Der Eigentümer hat ein Bausonderkonto eingerichtet, auf dem ausschließlich die mit der Zuwendung zusammenhängenden Mittel bewirtschaftet werden.

5a. 
Der Eigentümer ist zum Vorsteuerabzug gemäß §15 des Umsatzsteuergesetzes berechtigt. Der vorläufig angesetzte Vorteil aus der Vorsteueroption beträgt ................................EUR. Spätestens zur Schlussrechnungsprüfung wird der tatsächliche Betrag nachgewiesen.

5b.
Der Eigentümer ist nicht zum Vorsteuerabzug gemäß §15 des Umsatzsteuergesetzes berechtigt.

6.

Die Träger öffentlicher Belange wurden, soweit erforderlich, beteiligt. Die Zustimmung zu den geplanten Maßnahmen liegt vor.

7. 

Die geplanten Baumaßnahmen sind mit den Leitungsträgern abgestimmt. Ver- und Entsorgungsleitungen müssen mittelfristig nicht erneuert oder erweitert werden bzw. ihre Erneuerung oder Erweiterung steht in zeitlichen Zusammenhang mit der Durchführung des Einzelvorhabens.

8.
Die geplanten Baumaßnahmen sind mit der Straßenbau und Straßenverkehrsbehörde abgestimmt.


9. 
Die notwendigen Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an den anliegenden Gebäuden sind mit dem Aus- bzw. Umbau des öffentlichen Raums abgestimmt. Zerstörungen durch nachfolgende Hochbaumaßnahmen können ausgeschlossen werden.

10a.
Die Stellungnahme der Denkmalschutzbehörde liegt bei.

10b. 
Eine Stellungnahme der Denkmalschutzbehörde ist nicht erforderlich.

11.
Die zur Förderung beantragten Flächen werden öffentlich genutzt. Die öffentliche Nutzbarkeit wird für den Zeitraum der Zweckbindungsfrist gesichert.

12. 
Für die geplante Regenentwässerung sind keine anderen als die angegebenen Kostenträger zuständig. Die geplante Regenentwässerung entspricht der Generalentwässerungsplanung.

13.
Die gemeindliche Erschließungsbeitragssatzung bzw. Straßenausbau-beitragssatzung findet Anwendung in den Bereichen:

- Fahrbahn

- Gehweg

- Parkflächen

- unselbständige Grünflächen

- selbständige Grünflächen

- Beleuchtung

- Oberflächenentwässerung

Bei Nichtanwendung bitte ausführliche Begründung beilegen

_______________________________________

Datum und rechtsverbindliche Unterschrift der Kommune

Stand: 05.09.2005


